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1.  Erweiterte Voraussetzungen: BGH macht bei Abänderungsverfahren im Unterhalt eine
entscheidende Kehrtwende

Sobald der nach Scheidung zu zahlende Unterhalt geregelt ist, stellt sich die Frage, wie lange diese
Entscheidung zu gelten hat. Denn schließlich ändern sich sowohl wirtschaftliche als auch sonstige
Verhältnisse im Laufe des weiteren Lebens, was eine Anpassung erforderlich machen könnte. Diesen
durchaus sehr komplexen Bereich hat der Bundesgerichtshof (BGH) mit der folgenden Entscheidung
zumindest ein wenig vereinfacht.

1983 heirateten die Ehegatten, 1997 ließen sie sich scheiden. Mit der Scheidung wurde gerichtlich
geregelt, in welcher Höhe der Mann Unterhalt an die Frau zu zahlen hatte. In einem
Abänderungsverfahren wurde der Betrag 2003 erhöht, in einem weiteren 2009 abermals - allerdings
nur für einen kurzen Zeitraum. In einem erneuten Verfahren machte der Mann nun geltend, ab 2016
keinen Unterhalt mehr zahlen zu müssen.

Solche Abänderungsverfahren haben eine Besonderheit: Sie sind keine Neuverfahren, was bedeutet,
dass nicht sämtliche bislang relevanten Fakten erneut geprüft werden. Es wird lediglich untersucht,
was zum Zeitpunkt der letzten Tatsachenverhandlung Basis der gerichtlichen Entscheidung war. Und
nur, was sich seither verändert hat, kann eine Änderung der gerichtlichen Entscheidung zum
Unterhalt nach sich ziehen. Vorliegend hatte die Frau in den Abänderungsverfahren geltend gemacht,
es hätten sich Umstände verändert, woraufhin ihr mehr Unterhalt zustünde. Darüber wurde
entschieden. Als der Mann dann später geltend machte, jetzt habe er aus Billigkeitsgründen keinen
Unterhalt mehr zu zahlen, wendete die Frau ein, dass er dies schon früher hätte geltend machen
können, dass jene maßgeblichen Umstände schon früher vorgelegen hätten. In dieser Situation hätte
er nicht nur beantragen müssen, dass ihr Antrag auf Erhöhung des bisher zugesprochenen Unterhalts
abzuweisen sei; er hätte vielmehr weitergehend beantragen müssen, dass der zugesprochene
Unterhalt in den sogenannten Wegfall geraten sei. Mit den für diesen Antrag maßgeblichen
Argumenten könne er der Ansicht seiner Exfrau zufolge nun in einem späteren Verfahren nicht mehr 
kommen.

Der BGH musste die Frau jedoch enttäuschen. Zwar wäre er ihrer Argumentation bislang genau so
gefolgt, diese Meinung sei aber nach Ansicht des Gerichts nun nicht mehr vertretbar. Der Mann kann
also überraschend geltend machen, aus Billigkeit nicht mehr zahlen zu müssen.

Hinweis: Abänderungsverfahren sind kompliziert und kompetenten Anwälten zu überlassen.

Quelle: BGH, Beschl. v. 11.04.2018 - XII ZB 121/17

Fundstelle: www.rechtsprechung-im-internet.de

zum Thema: Familienrecht
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2.  Verdacht sexuellen Missbrauchs: Ein Sorgerechtsverfahren kann bis zur Klärung
strafrechtlicher Vorwürfe ausgesetzt werden

Sind Eltern gemeinsame Inhaber der elterlichen Sorge über ihre Kinder, kann das Gericht die
elterliche Sorge ganz oder teilweise auf einen Elternteil übertragen, sobald sich die Eltern in Fragen von
erheblicher Bedeutung nicht einig sind. Einem Elternteil auf diese Weise die elterliche Sorge ganz oder
teilweise zu nehmen, soll aber die Ausnahme bleiben. Um aus genau diesem Grund zunächst andere
Vorfragen hinreichend klären zu können, kann sich daher die Frage der Aussetzung des
Sorgerechtsverfahrens stellen. Mit einer solchen Situation war das Oberlandesgericht Braunschweig auch
im folgenden Fall beschäftigt.

Die Mutter beantragte die Übertragung der bisher gemeinsamen elterlichen Sorge für ihre Kinder
allein auf sich, nachdem gegen ihren Vater ein Strafverfahren wegen des Verdachts des sexuellen
Missbrauchs zum Nachteil einer Tochter geführt wurde. Das betreffende Sorgerechtsverfahren wurde
ausgesetzt, um zunächst den Gang und die Ergebnisse des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens
abzuwarten. Zur Begründung wurde darauf abgestellt, dass sich im Strafverfahren voraussichtlich wichtige
Erkenntnisse zur Erziehungs- und Bindungsfähigkeit beider Eltern ergeben würden sowie zur
entscheidenden Frage, in welchem Umfang dem Vater gegebenenfalls noch eine Restsorge zugestanden
werden könne. Auch würden die Kinder im Rahmen der strafrechtlichen Ermittlungen voraussichtlich
angehört. Damit könnten diese Aussagen ohne erneute Anhörung vor dem Familiengericht verwertet
werden - ein eindeutiger Vorteil für die Kinder. Aber auch allgemein sei von einer Klärung der Sachlage
im Rahmen des Strafverfahrens auszugehen. Im konkret zur Entscheidung anstehenden Fall habe sich
gezeigt, dass die Eltern auch unabhängig vom Strafverfahren zu einem gewissen Austausch sowie der
Kommunikation hinsichtlich der Kinder in der Lage seien. Deshalb sei der Gang des
Ermittlungsverfahrens abzuwarten und das Sorgerechtsverfahren auszusetzen.

Hinweis: Die Aussetzung ist eine Ermessensentscheidung des Gerichts. Die fachkundige
Argumentation ist hierbei besonders wichtig. Sie sollte daher auch immer durch einen Fachkundigen 
erfolgen.

Quelle: OLG Braunschweig, Beschl. v. 06.03.2018 - 1 WF 33/18

Fundstelle: www.rechtsprechung.niedersachsen.de

zum Thema: Familienrecht

3.  Personenstandsrecht: Das Recht eines Witwers auf Änderungen im Sterberegister ist stark 
begrenzt

Im Sterberegister wird neben dem Namen des Verstorbenen unter anderem auch dessen Geburtsort
notiert. Was passiert, wenn hierzu Unstimmigkeiten auftauchen, und ob der Ehegatte eine entsprechende
Korrektur verlangen kann, hatte vor kurzem der Bundesgerichtshof (BGH) zu entscheiden.

Die 1935 in Falkenberg geborene Frau verstarb 2015. Bei ihrer Geburt gehörte das niederschlesische
Falkenberg zum Gebiet des damaligen Deutschen Reichs. Heute liegt der Ort in Polen und heißt Sokolec.
Letztlich wurde daraufhin ins Sterberegister als Geburtsort "Falkenberg (Sokolec), Niederschlesien"
eingetragen. Gegen diesen Eintrag legte der Witwer Beschwerde mit dem Ziel ein, den in Klammern
gesetzten Zusatz "Sokolec" streichen zu lassen.
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Der BGH wies die Beschwerde des Witwers jedoch mit der Begründung zurück, dass der Mann
überhaupt keine Beschwerdeberechtigung hat. Das eigene Recht des Witwers ist durch die zusätzliche
Eintragung des heutigen polnischen Ortsnamens nicht betroffen, betroffen war lediglich ein Recht der
verstorbenen Frau. Hat der Mann seine Frau beerbt, bleibt dies ohne Auswirkung auf diese Rechtsfrage.
Denn hier geht es um das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Frau in höchstpersönlicher Form - und das
ist unvererblich. Einen allgemeinen Grundrechtsschutz kann der Mann hier auch nicht geltend machen, da
dieser (Art. 2 und Art. 1 Grundgesetz) nur für Lebende besteht. Auch das Recht des Mannes auf
ungestörtes Andenken der Verstorbenen wurde nicht verletzt, da dies eine Verunglimpfung voraussetze,
die ersichtlich durch den Hinweis auf die polnische Ortsbezeichnung heutzutage nicht vorliegt.

Hinweis: Immer wieder gibt es Unsicherheiten, wenn Registereintragungen zu erfolgen haben, bei
denen der Geburtsort zu notieren ist und dieser zum Geburtszeitpunkt anders lautete als zum Zeitpunkt der
Eintragung oder der Ort damals gar einem anderen Land zugeordnet war. Dem Rechtssuchenden ist zu
raten, sich sogleich kundigen Rat einzuholen, weil - wie zu sehen - später eventuell keine
Korrekturmöglichkeit mehr besteht.

Quelle: BGH, Beschl. v. 25.04.2018 - XII ZB 414/16

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Familienrecht

4.  Details der Vorsorgevollmacht: Eine nur eingeschränkte Bevollmächtigung kann eine spätere
Betreuerbestellung nach sich ziehen

Vorsorgevollmachten haben unter anderem den Sinn, die Bestellung eines unbekannten Dritten zum
Betreuer zu verhindern. Dabei ist aber auch wichtig, den genauen Inhalt und Umfang der
Vorsorgevollmacht zu regeln. Wie differenziert diese Details zu definieren sind, musste der
Bundesgerichtshof (BGH) im folgenden Fall entscheiden.

Eine 94-jährige Frau litt an mittelschwerer Demenz und lebte in einem Pflegeheim. Ihrem Sohn hatte
sie Jahre zuvor eine Vorsorgevollmacht erteilt und ihm darin als Aufgabenbereiche die Gesundheitssorge,
das Aufenthaltsbestimmungsrecht, den Abschluss eines Miet- und Heimvertrags, die Vertretung
gegenüber Behörden sowie den Post- und Fernmeldeverkehr für den Ernstfall übertragen. Nicht erteilt war
jedoch die Vollmacht für die Vermögenssorge und freiheitsentziehende Maßnahmen. Nach
zwischenzeitlichen Entscheidungen über die Einrichtung einer Betreuung, Einschaltung eines
Berufsbetreuers und Abänderungsentscheidungen über den Umfang der Kompetenzen wurde einem
Berufsbetreuer schließlich der Aufgabenkreis Vertretung gegenüber Behörden, Einrichtungen und
Gerichten, Vermögenssorge, Gesundheitssorge und freiheitsentziehende Maßnahmen übertragen -
Letzteres, weil eine Entscheidung über das Hochstellen von Bettgittern zu treffen war.

Der BGH hatte nun zu entscheiden, ob der Sohn das Recht hat, selber Beschwerde gegen die
Übertragung des Bereichs freiheitsentziehende Maßnahmen auf den Berufsbetreuer einzulegen - und hat
dies verneint. Die Mutter hatte mit ihrer Vorsorgevollmacht ihrem Sohn die Vollmacht für den besonderen
Bereich freiheitsentziehende Maßnahmen nicht erteilt. Insoweit lag keine eigene Betroffenheit des Sohns
vor, indem das Gericht diesen Bereich auf den Berufsbetreuer übertrug. Die gesetzlich vorgesehene
Situation für eine Beschwerde, dass die Mutter beim Sohn lebt bzw. bei Einleitung des gerichtlichen
Verfahrens lebte, war ebenso wenig gegeben. Also hatte der Sohn die Entscheidung hinzunehmen.
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Hinweis: Vorsorgevollmachten sind wichtig. Die Entscheidung zeigt, dass es auch wichtig ist, nicht
einfach irgendein Muster zu nehmen und nach Gutdünken auszufüllen. Eine exakte Beratung ist wichtig;
sie kann im Ernstfall entscheidende Folgen mindern.

Quelle: BGH, Beschl. v. 25.04.2018 - XII ZB 282/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Familienrecht

5.  Verfahrensfehler ohne Verfahrenspfleger: BGH stellt sich schützend vor Betroffene bei
Schnellschüssen in Sachen Betreuerbestellungen

Psychische Erkrankungen sowie körperliche, geistige oder seelische Behinderungen können dazu
führen, dass die Bestellung eines Betreuers erforderlich wird. Steht eine solche Betreuerbestellung erst
einmal im Raum, sieht sich der Betroffene womöglich nur unzureichend dazu in der Lage, seine Situation
darzustellen und seine Recht zu wahren. Wer Menschen in solchen Situationen hilfreich zur Seite stehen
kann, hatte der Bundesgerichtshof (BGH) im folgenden Fall zu klären.

Eine 37-Jährige litt unter einer schweren paranoid-halluzinatorischen Psychose und war nicht in der
Lage, komplexe Sachverhalte zu überblicken und zu regeln. Daher sollte für sie eine Betreuung
eingerichtet werden. Anwaltlichen Rat holte sich die Frau jedoch nicht ein. Die Frage, ob nun aufgrund
des Gesundheitsbefunds gegen den Willen der Frau eine Betreuung eingerichtet und ein Betreuer bestellt
werden durfte, verneinte der BGH jedoch ausdrücklich.

Betroffenen ist vor der Entscheidung über deren Betreuung ein Verfahrenspfleger zu bestellen und an
die Seite zu geben, der ihre Interessen vertritt. Dies sieht das Gesetz so vor. Wenn diese notwendige
Bestellung eines Verfahrenspflegers unterbleibt, liegt ein Verfahrensfehler vor - eine womöglich bereits
erfolgte Betreuerbestellung ist dann aufzuheben. Das gilt jedenfalls dann, wenn die Betreuung für alle
wesentlichen Lebensbereiche geprüft wird und im Einzelfall möglich ist. Dabei ist nicht etwa
ausschlaggebend, dass die infrage stehende Betreuung den Betroffenen weitestmöglich betrifft.
Maßgeblich ist vielmehr, ob die Betreuung dem Betroffenen in seiner konkreten Lebensgestaltung keinen
nennenswerten eigenen Handlungsspielraum mehr belässt.

Hinweis: Die Entscheidung zeigt einmal mehr, dass der Gesetzgeber wie auch der BGH den Schutz
von psychisch, geistig, körperlich oder seelisch Kranken sehr ernst nimmt. Dennoch sollte sich jeder, der
dazu in der Lage ist, rechtzeitig überlegen, ob er nicht eine Vorsorgevollmacht und/oder
Patientenverfügung erstellt, in der er selber bestimmt, wer für ihn handelt, sobald er selber dazu plötzlich
nicht mehr in der Lage ist.

Quelle: BGH, Beschl. v. 25.04.2018 - XII ZB 528/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Familienrecht
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6.  Arbeitgeberfrage bei Leiharbeit: Wer bei einer Arbeitnehmerüberlassung den Falschen
verklagt, geht schnell leer aus

Bei wem es sich bei einem Leiharbeiter um dessen wirklichen Arbeitgeber handelt, ist entscheidend,
wenn man gegen diesen eine Klage einreichen will. Wer das nicht weiß, erhält schnell eine Abfuhr - wie
im folgenden Fall, den das Bundesarbeitsgericht vor kurzem zu beurteilen hatte.

Ein Pharmareferent war als Zeitarbeitnehmer tätig. Er wurde von seinem Arbeitgeber bei einem
Unternehmen eingesetzt, bei dem eine Prämienregelung galt. Alle Teammitglieder, die teilweise direkt bei
dem Unternehmen beschäftigt und teilweise als Leiharbeiter tätig waren, hatten Prämien erhalten - bis auf
den besagten Pharmareferenten. Deshalb kam er auf die Idee, das Unternehmen, bei dem er eingesetzt war,
zu verklagen. Er wollte die Prämien erhalten, hatte allerdings Pech. Das Arbeitsgericht war nämlich gar
nicht zuständig; die Klage war daher unzulässig.

Es handelte sich nicht um eine Streitigkeit zwischen einem Arbeitnehmer und dessen Arbeitgeber.
Und nur dafür sind die Arbeitsgerichte zuständig. Bei einer Arbeitnehmerüberlassung ist der Verleiher
Arbeitgeber des Leiharbeitnehmers. Der Leiharbeitnehmer schließt mit ihm seinen Arbeitsvertrag. Mit
dem Entleiher selbst besteht bei einer wirksamen Arbeitnehmerüberlassung kein Arbeitsverhältnis.

Hinweis: Bei einer Arbeitnehmerüberlassung ist und bleibt also der Verleiher Arbeitgeber des
Leiharbeitnehmers. Mit dem Entleiher besteht bei einer wirksamen Arbeitnehmerüberlassung gerade kein
Arbeitsverhältnis. Ist die Arbeitnehmerüberlassung allerdings unwirksam, gilt etwas anderes!

Quelle: BAG, Urt. v. 24.04.2018 - 9 AZB 62/17

Fundstelle: www.bundesarbeitsgericht.de

zum Thema: Arbeitsrecht

7.  Kündigungsschutzgesetz bei Zeitarbeit: Drei Monate ohne Einsatzmöglichkeit genügen nicht,
um Leiharbeitern zu kündigen

Was in anderen Unternehmensbereichen schon schwierig ist, gelingt bei der Zeitarbeit fast nie: die
betriebsbedingte Kündigung.

Eine Kassiererin war bei einem Zeitarbeitsunternehmen als Leiharbeiterin bei einem Einzelhändler
eingesetzt. Dessen kleines Unternehmen wollte die Kassiererin nun für einen Zeitraum von drei Monaten
vorübergehend nicht mehr einsetzen. Das Zeitarbeitsunternehmen kündigte das Arbeitsverhältnis
daraufhin betriebsbedingt wegen einer fehlenden Beschäftigungsmöglichkeit. Das sah die Kassiererin aber
nun gar nicht ein und erhob eine Kündigungsschutzklage - und das mit Erfolg.

Ein Zeitraum von drei Monaten reicht für ein Zeitarbeitsunternehmen nicht aus, um darzulegen, dass
Beschäftigungsmöglichkeiten entfallen sind. Denn das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz soll gerade dafür
sorgen, dass Leiharbeitnehmer nicht Daueraufgaben bei nur einem Arbeitgeber erledigen. Das
Kündigungsschutzgesetz wurde praktisch aufgehoben, wenn allein die fehlende Einsatzmöglichkeit bei
einem Kunden eine Kündigung rechtfertigen würde. Die Kündigung war unwirksam.
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Hinweis: Eine Leiharbeitsfirma kann also einem Arbeitnehmer nicht ohne weiteres kündigen, wenn
sie nur vorübergehend keine Einsatzmöglichkeit für den Mitarbeiter hat. Für den Arbeitnehmer bedeutet
dies, dass er schnellstmöglich den Rechtsanwalt seines Vertrauens aufsuchen sollte, sobald er eine
Kündigung erhält.

Quelle: ArbG Mönchengladbach, Urt. v. 20.03.2018 - 1 Ca 2686/17

Fundstelle: www.arbg-moenchengladbach.nrw.de

zum Thema: Arbeitsrecht

8.  Staatliche Neutralität: Berlin erteilt Kopftüchern im öffentlichen Schuldienst eine klare Absage

Deutlich hat das Arbeitsgericht Berlin eine Klage einer abgelehnten Lehrerin abgewiesen.

In Berlin existiert ein Neutralitätsgesetz. Danach dürfen religiöse oder weltanschauliche Symbole in
öffentlichen Schulen - mit Ausnahme von beruflichen Schulen - von Lehrkräften nicht getragen werden
dürfen. Trotzdem wollte eine Lehrerin eine Entschädigung nach dem Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz erhalten. Sie war nämlich als Lehrerin deshalb nicht eingestellt worden, da sie
ein muslimisches Kopftuch trug. Die Klage war allerdings vergeblich.

Die Richter hielten das Gesetz für verfassungsgemäß, denn die staatliche Neutralität der öffentlichen
Schulen ist im Hinblick auf die Vielzahl von religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen in der
Bevölkerung von besonderer Bedeutung. Zudem muss auch berücksichtigt werden, dass den Lehrkräften
eine besondere Vorbildfunktion zukommt. Die Einschränkung der Religionsfreiheit war hier daher
gerechtfertigt. Zudem hätte die Lehrerin auch an einer beruflichen Schule arbeiten können. Dort gilt das
Neutralitätsgesetz nämlich nicht.

Hinweis: In Berlin ist also das Tragen von Kopftüchern an öffentlichen Schulen mit Ausnahme von
Berufsschulen nicht erlaubt. Das Urteil wird entsprechend auch in anderen Bundesländern gelten.

Quelle: ArbG Berlin, Urt. v. 24.05.2018 - 58 Ca 7193/17

Fundstelle: www.justiz.berlin.de

zum Thema: Arbeitsrecht

9.  Unzulässige Arbeitszeitflexibilisierung: Landesarbeitsgericht schiebt der Übervorteilung von
Reinigungspersonal einen Riegel vor

Dass die von den meisten Arbeitgebern idealerweise angestrebte Flexibilisierung der Arbeitszeiten
nur in Grenzen möglich ist, zeigt der folgende Fall des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf.

Ein in einem Hotel beschäftigter sogenannter Roomboy war für die Reinigung der Zimmer zuständig.
Im Arbeitsvertrag hatte er mit seinem Arbeitgeber vereinbart, dass sich die Arbeitszeit nach den Dienst-
und Einsatzplänen richten solle. Der Roomboy behauptete dann, er habe Stundenzettel im Voraus blanko
unterschreiben müssen. Tatsächlich habe er monatlich bis zu 243 Stunden gearbeitet. Er forderte daher
nun die finale Nachzahlung des Arbeitslohns von ca. 10.000 EUR für mehrere Monate. Und dieses Geld
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erhielt er auch.

Das Gericht war nämlich der Auffassung, dass die im Arbeitsvertrag vereinbarte Regelung zur
Arbeitszeit unwirksam war, da sie das sogenannte Betriebsrisiko einseitig auf den Arbeitnehmer
verlagerte. So wäre sogar eine Arbeitszeit von null bis 48 Wochenstunden möglich gewesen. Daher war
die tatsächliche Arbeitszeit mit dem Betrag in der geforderten Höhe zu vergüten, da von den
Aufzeichnungen des Arbeitnehmers auszugehen war und sich daraus die tatsächliche Arbeitszeit ergab.

Hinweis: Eine arbeitsvertragliche Regelung, wonach sich die Arbeitszeit nach den Dienst- und
Einsatzplänen richtet, ist also unwirksam. Sie würden unzulässigerweise nämlich eine Arbeitszeit von null
bis 48 Wochenstunden möglich machen.

Quelle: LAG Düsseldorf, Urt. v. 09.05.2018 - 7 Sa 278/17

Fundstelle: www.justiz.nrw.de

zum Thema: Arbeitsrecht

10.  Keine Absolution bei Diskriminierung: EuGH schränkt das Selbstbestimmungsrecht
kirchlicher Arbeitgeber ein

Es liegt nahe, dass Beschäftigte einer Kirche auch dem entsprechenden Glauben angehören sollten.
Die Frage ist nur, ob das tatsächlich rechtmäßig ist.

Das Evangelische Werk für Diakonie und Entwicklung hatte eine befristete Referentenstelle für ein
Projekt ausgeschrieben, das die Erstellung des Parallelberichts zum Internationalen Übereinkommen der
Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von rassistischer Diskriminierung zum Gegenstand hatte.
Nach der Ausschreibung mussten die Bewerber Mitglied einer evangelischen Kirche oder der
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland sein. Nun bewarb sich eine Frau, die keiner
Konfession angehörte. Als sie die Stelle nicht erhielt, klagte sie wegen einer Benachteiligung eine
Entschädigung ein. Das Bundesarbeitsgericht legte die Entscheidung dem Europäischen Gerichtshof
(EuGH) vor.

Der EuGH urteilte nun, dass kirchliche Arbeitgeber nicht bei jeder Stelle eine Religionszugehörigkeit
der Bewerber fordern dürfen. Gefordert werden darf dieses nur, wenn es notwendig und angesichts des
Ethos der Kirche aufgrund der Art der betreffenden beruflichen Tätigkeit oder der Umstände ihrer
Ausübung objektiv geboten ist. Und aus diesem Grund muss die Klägerin mit diesem Urteil nun zurück
zur Vorinstanz, die diesen Umstand in ihrem Fall wiederum prüfen muss.

Hinweis: Ein kirchlicher Arbeitgeber darf nach diesem Urteil nicht bei jeder ausgeschriebenen Stelle
eine Religionszugehörigkeit der Bewerber fordern. Und wenn das der Fall ist, wird er auch nicht nach der
Konfession fragen dürfen.

Quelle: EUGH, Urt. v. 17.04.2018 - C-414/16

Fundstelle: www.curia.europa.eu

zum Thema: Arbeitsrecht
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11.  Daten der Geschwindigkeitsmessung: Gerichte beurteilen das Recht auf Einsichtnahme bei
Bußgeldbescheiden durchaus unterschiedlich

Das Recht auf Einsichtnahme zu den Messdaten beim Vorwurf einer
Geschwindigkeitsüberschreitung ist nicht einfach zu bewerten. Dass sogar Gerichte hier unterschiedlich
urteilen, zeigt das folgende Urteil des Amtsgerichts Wismar (AG).

Wegen einer Geschwindigkeitsüberschreitung erhielt der Betroffene einen Bußgeldbescheid, gegen
den er Einspruch einlegte. Er argumentierte, dass die Messung mit dem genutzten
PoliScan-Speed-Messgerät nicht verwertbar sei, da der vom Hersteller vorgegebene Messbereich nicht
eingehalten wurde. Und das AG hat das Verfahren hier in der Tat eingestellt - mit der Folge, dass der
Betroffene die Geldbuße nicht zahlen musste.

In dem gerichtlichen Verfahren wurde von der Bußgeldbehörde ein Ausdruck der Messdatei zur
Verfügung gestellt. Dieser Ausdruck wurde einem Sachverständigen vorgelegt, der nicht sicher feststellen
konnte, dass die Daten authentisch sind. Daraufhin wurde die Messdatei nebst aller notwendigen Token
und Passwort zur Verfügung gestellt; die Auswertung ergab tatsächlich Abweichungen beim
Entfernungsmesswert. Den Hinweis der Behörde, dass es sich hierbei um ein Versehen handele, ließ das
Gericht dabei natürlich nicht gelten - es stellte das Verfahren ein.

Hinweis: Der Anspruch auf die Herausgabe von Messdaten ist rechtlich heikel, da verschiedene
Gerichte hier entsprechend unterschiedlich urteilen. In diesem Fall ist auf die Entscheidung des
Saarländischen Verfassungsgerichtshofs hingewiesen worden, wonach die Vorlage der Messdateien von
dem Betroffenen gefordert werden kann. Gleichwohl ist aber auf die Entscheidung des Oberlandesgerichts
Bamberg hingewiesen worden, das eine gegenteilige Auffassung vertritt. Die hier getroffene Entscheidung
des AG macht nunmehr deutlich, dass die Vorlage der Messdateien für den Betroffenen von besonderem
Wert sein kann, da die Geschwindigkeitsmessung durch einen Sachverständigen auf Fehler überprüft
werden kann. Eine auf das Verkehrsrecht spezialisierte Rechtskraft sollte die entsprechend
unterschiedlichen Urteile also genau kennen.

Quelle: AG Wismar, Beschl. v. 18.06.2018 - 15 OWi 235/18

zum Thema: Verkehrsrecht

12.  Dateneinsicht verweigert: Die Nichtvorlage von Messdaten nach Fahrverstößen ist kein
Verstoß gegen das rechtliche Gehör

Die Ablehnung eines Antrags des Betroffenen auf Beiziehung, Einsichtnahme oder Überlassung
digitaler Messdaten oder weiterer nicht zu der Akte gelangter Messunterlagen verletzt weder das
rechtliche Gehör noch das Recht auf ein faires Verfahren.

Bei einer Autofahrt wurde eine Geschwindigkeitsüberschreitung von 31 km/h gemessen. Gegen den
Fahrer wurden eine Geldbuße von 160 EUR und ein einmonatiges Fahrverbot verhängt. Gegen das Urteil
des Amtsgerichts legte der Mann Rechtsbeschwerde ein, da seinem Antrag auf die sogenannte Beiziehung
- die Hinzunahme - der Messdaten und deren Überlassung an ihn zur Einsicht nicht nachgekommen 
wurde.

8



Das Oberlandesgericht Bamberg (OLG) hat das Rechtsmittel verworfen. Nach Auffassung des
Gerichts stellt das Nichtüberlassen von Unterlagen, die sich nicht in der Akte befinden, weder einen
Verstoß gegen das sogenannte rechtliche Gehör noch gegen den Fair-Trail-Grundsatz dar. Bei dem Antrag
auf Beiziehung entsprechender Unterlagen handelt es sich vielmehr um einen Beweisermittlungsantrag,
dessen Ablehnung nur unter Aufklärungsgesichtspunkten gerügt werden kann. Zudem entspricht es seit
Jahrzehnten der gefestigten Rechtsprechung, dass die Nichtbeiziehung von Unterlagen den Schutzbereich
des rechtlichen Gehörs nicht berührt. Schließlich habe ein Betroffener ausreichend Möglichkeiten, sich an
der Wahrheitsfindung aktiv zu beteiligen, zumal eine Verurteilung auch bei Geschwindigkeitsverstößen
den positiven Nachweis der Schuld des Betroffenen voraussetzt. Ein Tatrichter habe daher aufzuklären, ob
der Beweis mittels des vom Messgerät erzeugten Messwerts in einer Art geführt ist, die eine Verurteilung
rechtfertigt. Eines Nachweises von Anhaltspunkten für Messfehler oder dergleichen durch den
Betroffenen bedarf es hier nicht.

Hinweis: Die Entscheidung des OLG steht im Widerspruch zu einer Entscheidung des Saarländischen
Verfassungsgerichtshofs, wonach dem Betroffenen ein umfassendes Akteneinsichtsrecht eingeräumt
werden muss, weil den Betroffenen eine Darlegungs- und Beibringungslast für das Vorhandensein von
Messfehlern trifft. Es bleibt abzuwarten, wie andere Oberlandesgerichte in solchen Fällen entscheiden.

Quelle: OLG Bamberg, Beschl. v. 13.06.2018 - 3 Ss OWi 626/18

Fundstelle: www.gesetze-bayern.de

zum Thema: Verkehrsrecht

13.  Eingeräumter Eigenbedarf: Auch der einmalige Konsum harter Drogen führt bereits zur
Entziehung der Fahrerlaubnis

Bereits der einmalige Konsum sogenannter harter Drogen rechtfertigt grundsätzlich die Annahme,
ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen zu sein - und das auch ohne Nachweis einer
Drogenabhängigkeit oder des regelmäßigen Konsums. Selbst bei nur gelegentlichem Konsum kann ein
Unvermögen zur Trennung von Drogenkonsum und Kraftfahrzeugführung rechtmäßig angenommen 
werden.

Im Rahmen einer angeordneten Wohnungsdurchsuchung wurden bei dem Betroffenen unter anderem
Amphetamin und Psilocinpilze gefunden. Der Mann räumte ein, dass es sich um seine Substanzen handle,
die er lediglich für seinen eigenen Bedarf besitze. Auf Veranlassung der Führerscheinstelle wurde er
daraufhin aufgefordert, ein ärztliches Gutachten vorzulegen und sich einer ärztlichen Untersuchung zu
unterziehen, die eine Haar- und Urinanalyse enthält. Dieser Aufforderung kam der Betroffene jedoch nicht
nach, woraufhin ihm die Fahrerlaubnis entzogen wurde.

Das Oberverwaltungsgericht Saarlouis hat entschieden, dass bereits der einmalige Konsum von
harten Drogen - zu denen auch Amphetamine und Psilocin-Pilze gehören - grundsätzlich die Annahme der
Ungeeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen rechtfertigt. Da der Betroffene eingeräumt hatte, dass es
sich bei den aufgefundenen Substanzen um seine handelt, die er zum Eigenbedarf anbaue und besitze, ist
unwiderleglich nach dem Gesetz die Vermutung gegeben, dass er ungeeignet zum Führen von
Kraftfahrzeugen ist. Bereits der einmalige Konsum von harten Drogen rechtfertigt grundsätzlich diese
Annahme, ohne dass es des Nachweises einer Drogenabhängigkeit, eines regelmäßigen Konsums oder
auch nur bei gelegentlichem Konsum des Unvermögens zur Trennung von Drogenkonsum und
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Kraftfahrzeugführung bedarf.

Hinweis: Aus der Fahrerlaubnisverordnung ergibt sich, dass bereits beim Nachweis des Konsums
harter Drogen die Fahrerlaubnis zu entziehen ist. Das Gesetz ist hier eindeutig.

Quelle: OVG Saarlouis, Beschl. v. 25.04.2018 - 1 B 105/18

Fundstelle: www.rechtsprechung.saarland.de

zum Thema: Verkehrsrecht

14.  Unfall nach Neukauf: Eine Entschädigung auf Neuwagenbasis ist nur in sehr engen Grenzen 
möglich

Ein erst einige Wochen zum Straßenverkehr zugelassenes Fahrzeug kann wegen seiner Laufleistung
nicht mehr als "Neuwagen" angesehen werden. Nach einem Verkehrsunfall kommt eine
Neuwagenentschädigung meist nur bis zu einer Laufleistung von 1.000 km und einer nicht länger als einen
Monat zurückliegenden Erstzulassung in Betracht.

Bei einem unverschuldeten Verkehrsunfall wurde ein Luxuswagen erheblich beschädigt. Die
gegnerische Versicherung rechnete die nach Gutachten ermittelten Reparaturkosten ab. Der Geschädigte
verlangte eine Neuwagenentschädigung, da das Fahrzeug zum Unfallzeitpunkt noch keine 3.000 km
gefahren war und als hochwertiges Fahrzeug aufgrund der heutigen technischen Entwicklung
entsprechend länger als Neufahrzeug anzusehen sei.

Das Oberlandesgericht Hamm (OLG) hat die von der Versicherung vorgenommene Abrechnung als
zutreffend angesehen und einen Anspruch auf Neuwagenentschädigung abgelehnt. Diese ist nämlich in
den meisten Fällen nur dann möglich, wenn das beschädigte Fahrzeug zum Unfallzeitpunkt eine
Fahrleistung von max. 1.000 km hatte und die Erstzulassung zum Unfallzeitpunkt noch nicht länger als
einen Monat zurückliegt. Auch unter Berücksichtigung der weiteren technischen Entwicklungen und nach
heutiger wirtschaftlicher Verkehrsanschauung ist ein Fahrzeug, das zum Unfallzeitpunkt bereits knapp
3.000 km gefahren und bereits über sechs Wochen zugelassen war, nicht mehr als Neuwagen anzusehen.
Der sogenannte "Schmelz der Neuwertigkeit", der im Falle einer erheblichen Beschädigung
ausnahmsweise auch eine Abrechnung auf Neuwagenbasis rechtfertigt, gilt hier nicht. Das bestätigen die
Verhältnisse auf dem Markt von sehr jungen Gebrauchtwagen bzw. Fahrzeugen mit Tageszulassung im
hochpreisigen Fahrzeugsegment.

Hinweis: Die Entscheidung des OLG entspricht der obergerichtlichen Rechtsprechung.
Voraussetzung einer Abrechnung auf Neuwagenbasis ist immer, dass erhebliche Beschädigungen
vorliegen, also tragende Teile beschädigt wurden, die Laufleistung zum Unfallzeitpunkt 1.000 km nicht
übersteigt und die Erstzulassung nicht länger als einen Monat zurückliegt. Weitere Voraussetzung ist in
jedem Fall, dass die Anschaffung eines Neuwagens nachgewiesen wird.

Quelle: OLG Hamm, Beschl. v. 29.05.2018 - 9 U 5/18

Fundstelle: www.justiz.nrw.de

zum Thema: Verkehrsrecht
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15.  Trotz Grünlicht: Der Schienenverkehr hat Kraftfahrzeugen gegenüber stets Vorrang

Straßenbahnen haben auch dann Vorrang, wenn die Ampel der querenden Kfz-Fahrspur grün ist.

Ein Autofahrer wollte innerorts mit seinem Pkw mittels eines U-Turns wenden. Hierzu musste er,
einer Linksabbiegerspur folgend, die für beide Fahrtrichtungen in der Straßenmitte befindlichen
Straßenbahngleise überfahren. Hierbei kam es zur Kollision mit einer Straßenbahn. Der Pkw-Fahrer
behauptete, schon einige Sekunden auf den Gleisen gestanden zu haben, so dass der Führer der
Straßenbahn hätte rechtzeitig bremsen können.

Das Oberlandesgericht Hamm hat die auf Schadensersatz und Schmerzensgeld gerichtete Klage des
Mannes abgewiesen, denn dieser ist für den Verkehrsunfall alleinverantwortlich. Rechtlich ist es durchaus
zulässig, dass sowohl für Pkw-Fahrer als Linksabbieger als auch für den querenden Straßenbahnverkehr
Grünlicht gilt. Bei einer derartigen Ampelphasenschaltung greift dabei aber die in der
Straßenverkehrsordnung gesetzlich geregelte Vorrangregelung zugunsten des Schienenverkehrs. Und die
gilt auch gegenüber einem bei Grünlicht abbiegenden Linksabbieger. Zwar ist es zwecks Vermeidung von
Unfällen sicherer, wenn durch eine Ampelschaltung ein gleichzeitiges Befahren des Bahnübergangs durch
den Individualverkehr ausgeschlossen ist. Auf eine solche Lösung hat aber kein Verkehrsteilnehmer einen
Anspruch. Zudem hat die Beweisaufnahme ergeben, dass der Autofahrer sein Fahrzeug aus einer
Warteposition neben den Gleisen erst zu einem Zeitpunkt auf das Gleisbett gelenkt hat, zu dem sich die
von dem Straßenbahnfahrer geführte Straßenbahn schon so weit angenähert hatte, dass ein Anhalten der
Bahn nicht mehr möglich war.

Hinweis: Derjenige, der wenden will, muss sich so verhalten, dass eine Gefährdung anderer
Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist. Aus dem Gesetz ergibt sich bereits, dass der Schienenverkehr
Vorrang hat. Verkehrsteilnehmer dürfen sich auf parallel zur Fahrbahn verlaufende Schienen nur dann
einordnen, wenn kein Schienenfahrzeug sichtbar herankommt.

Quelle: OLG Hamm, Urt. v. 13.04.2018 - 7 U 36/17

Fundstelle: www.justiz.nrw.de

zum Thema: Verkehrsrecht

16.  Bedingung für Ablösezahlungen: Ist der neue Bewohner Nutzer, aber nicht Mieter, gelten
diesbezügliche Absprachen nicht mehr

Eigentlich ein alltägliches Geschäft: Ein ausziehender Mieter möchte seine Küche nicht mitnehmen
und verkauft sie an den Nachmieter. Doch Vorsicht! Auf was hierbei zu achten ist, zeigt dieser Fall.

Eine Mieterin hatte sich mit einem potentiellen Nachmieter darauf geeinigt, dass sie eine Küche für
3.000 EUR an ihn verkauft. Das Ganze stand jedoch unter folgender Bedingung: "Diese Vereinbarung ist
aufschiebend bedingt durch ein Zustandekommen eines Mietverhältnisses in Form der
Mietvertragsunterzeichnung zwischen dem Erwerber und dem Eigentümer." Der Käufer teilte der Frau
dann später mit, dass er nicht mehr an der Übernahme der Küche interessiert sei, denn er sei nicht
Nachmieter geworden, sondern seine Mutter. Er wohne lediglich in der Wohnung. Die Vormieterin klagte
daraufhin ihr Geld ein - allerdings vergeblich.
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Nach Auffassung des Amtsgerichts München war die im Vertrag genannte Bedingung nicht
eingetreten. Die Mutter war Mieterin geworden und nicht deren Sohn, für den die Absprache gelten sollte.
Es kam für die Frage des Entstehens des Kaufpreisanspruchs nicht darauf an, dass der Ablöseschuldner
sich in der Wohnung aufhielt und diese faktisch nutzt.

Hinweis: Eine Ablösezahlung ist also nicht fällig, wenn der Mietvertrag nicht durch den Mieter,
sondern durch einen Dritten unterzeichnet wird und die Zahlung unter der Voraussetzung stand, dass der
Mietvertrag mit dem Vertragspartner zustande kommt.

Quelle: AG München, Urt. v. 12.12.2017 - 414 C 11528/17

Fundstelle: www.justiz.bayern.de

zum Thema: Mietrecht

17.  Mietvertragsangabe unerheblich: Die tatsächliche Wohnfläche ist bei der
Betriebskostenabrechnung maßgeblich

Endlich hat der Bundesgerichtshof (BGH) einmal ein Machtwort gesprochen, was den Umgang mit
falsch berechneten Wohnflächen im Zusammenhang mit den Betriebskosten angeht.

Im Mietvertrag stand, dass eine Wohnung 74,5 m2 groß sein sollte. Doch dann stellte sich heraus,
dass die tatsächliche Wohnfläche 78,22 m2 betrug. Als der Vermieter dann über die Heizkosten
abrechnete, legte er auch diese tatsächliche Größe der Wohnung zugrunde. Damit mussten die Mieter dann
natürlich für ca. 4 m2 mehr zahlen. Das sahen diese nicht ein, stellten eine Eigenabrechnung auf der
vertraglichen Basis mit 74,59 m2 auf und kamen sogar zu dem Ergebnis, dass ihnen ein Guthaben
zustehen würde. Den Betrag zogen sie von der nächsten Mietzahlung ab und erhielten als Quittung die
Klage des Vermieters, der auf sein Geld nicht verzichten wollte. Und der BGH entschied nun final, dass
die Klage sowohl zulässig als auch begründet war.

Der Vermieter hatte die Heizkosten völlig zu Recht auf der Grundlage der tatsächlich beheizten
Flächen abgerechnet und der vertraglich vereinbarten Wohnfläche bei der Abrechnung keine Bedeutung
zugemessen. Die frühere Rechtsprechung, nach der auch bei Mieterhöhungen eine Abweichung der
vereinbarten Wohnfläche zu der tatsächlichen Wohnfläche von bis zu 10 % als unbeachtlich angesehen
worden war, hat der BGH nun ausdrücklich aufgegeben.

Hinweis: Bei einer Betriebskostenabrechnung ist ab sofort also nur - und ausschließlich! - die
tatsächliche Wohnfläche in Ansatz zu bringen. Es ist dabei unerheblich, was im Mietvertrag steht. 
  
  

Quelle: BGH, Urt. v. 30.05.2018 - VIII ZR 220/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Mietrecht
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18.  Videoüberwachung auf Grundstück: Allein die Befürchtung einer Überwachung beeinträchtigt
das nachbarschaftliche Persönlichkeitsrecht

Ein interessantes Urteil hat das Amtsgericht München zu der Frage der Installation einer
Überwachungskamera gefällt.

Ein Mann hatte auf einem Baum eine Kamera installiert, die bei einem Bewegungsimpuls auf seinem
Grundstück nur einzelne Fotos anfertigte. Die Kamera war dabei allerdings auch in Richtung des
Nachbargrundstücks hin ausgerichtet. Eine Bewegung vor dem dortigen Gartentor oder auf dem
Grundstück der Nachbarn aktivierte die Kamera jedoch nicht. Dennoch klagten die Nachbarn gegen diese
Kamera - und bekamen Recht: Die Kamera musste entfernt werden.

Durch die Installation der Kamera, die auch auf die nachbarliche Auffahrt als einzigen Zugang zum
Grundstück der Nachbarn gerichtet war, wurde deren Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt. Das Recht auf
freie Entfaltung der Persönlichkeit schützt dabei nicht nur vor tatsächlicher Bildaufzeichnung - es schützt
bereits vor der berechtigten Befürchtung einer Bildaufzeichnung. Es war offensichtlich, dass die Nachbarn
sich durch die Ausrichtung der Kamera kontrolliert fühlten, wenn sie aus ihrem Haus kamen oder zu ihrem
Haus gingen und ihre Auffahrt benutzten. Dabei konnten sie weder beeinflussen, wann sie bei solchen
Gelegenheiten gefilmt wurden, noch konnten sie überhaupt feststellen, ob Aufzeichnungen gefertigt
wurden. Zudem war unter Berücksichtigung der zwischen den Parteien bestehenden nachbarschaftlichen
Streitsituation die Befürchtung, überwacht zu werden, nachvollziehbar.

Hinweis: Es geht also um das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit. Und das schützt bereits
vor der Befürchtung einer Bildaufzeichnung durch eine Überwachungskamera.

Quelle: AG München, Urt. v. 14.11.2017 - 172 C 14702/17

Fundstelle: www.justiz.bayern.de

zum Thema: Mietrecht

19.  Besonderheiten der Wohnungsgenossenschaft: Genossenschaftsanteile sind bei Insolvenz als
Auseinandersetzungsguthaben zu bewerten

Kennen Sie jemanden, der Mieter bei einer Wohnungsgenossenschaft ist? Dann wissen Sie
womöglich, dass bei dieser Wohnform andere Regeln als sonst gelten. Das beweist auch der folgende Fall,
der bis vor den Bundesgerichtshof (BGH) ging.

Ein Mann zog in die Wohnung einer Wohnungsgenossenschaft. Dort zahlt man keine Kaution,
sondern erwirbt Genossenschaftsanteile, etwa in Höhe einer sonst üblichen Kaution, und wird damit zum
Genossenschaftler. Das neue Genossenschaftsmitglied erhielt 62 Pflichtanteile zu je 150 EUR. Auf diese
Pflichtanteile zahlte er Raten über insgesamt 2.900 EUR. Dann eröffnete das Insolvenzgericht das
Insolvenzverfahren über das Vermögen des Mannes und bestellte einen Insolvenzverwalter. Der Mann und
die Wohnungsgenossenschaft schlossen dann einen weiteren Vertrag über eine kleinere Wohnung, und so
kündigte der Mann 35 Genossenschaftsanteile. Der Insolvenzverwalter kündigte sämtliche
Geschäftsanteile, verlangte die Auszahlung der Raten von 2.900 EUR und klagte das Geld ein. Und der
BGH gab ihm recht.
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Der Insolvenzverwalter war durchaus berechtigt, die Mitgliedschaft des Schuldners in der
Genossenschaft zu kündigen, denn das sogenannte Auseinandersetzungsguthaben gehört nach der
Kündigung zur Insolvenzmasse. Dabei handelt es sich sogar um zwingendes Recht. Eine
Satzungsregelung der Genossenschaft, die diese gesetzlich vorgesehene Verwertungsmöglichkeit vereitelt,
indem sie die Auszahlung tatsächlich dauerhaft ausschließt, kann dem wirksam kündigenden
Insolvenzverwalter nicht entgegengehalten werden. Denn diese Satzung war an dieser Stelle unwirksam.

Hinweis: Eine Wohnungsgenossenschaft muss also dem Insolvenzverwalter, der eine Mitgliedschaft
des Schuldners in der Wohnungsgenossenschaft wirksam gekündigt hat, in aller Regel sofort das
Auseinandersetzungsguthaben auszahlen.

Quelle: BGH, Urt. v. 26.04.2018 - IX ZR 56/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Mietrecht

20.  Verunreinigung nach Löscheinsatz: Stadt muss für die Fahrlässigkeit der Feuerwehr haften

Retter und Feuerwehrleute haben es eigentlich ja schon schwer genug. Trotzdem gibt es für ihr
Handeln und Tun kein Haftungsprivileg. Deshalb sollten sie gut versichert sein.

Als es auf einem Gewerbegrundstück brannte, setzte die gerufene Feuerwehr ein
perfluoroctansulfathaltiges Schaummittel ein, obwohl auch damit nichts mehr zu retten war. Der Schaum
gelangte ins Erdreich und das Grundwasser, woraufhin die zuständige Stadt der Eigentümerin des
Grundstücks aufgab, umfangreiche Maßnahmen zur Sanierung durchzuführen. Das tat die Eigentümerin
dann auch, verlangte jedoch anschließend von der Stadt nicht nur die Erstattung der bislang angefallenen
Kosten, sondern zudem auch die Freistellung künftiger Kosten für die Sanierung ihres Grundstücks
infolge des Einsatzes des fluorhaltigen Schaums. Auch den Ersatz des Wertverlusts, den ihr Grundstück
trotz durchgeführter Sanierung erlitten hatte, machte die Eigentümerin geltend. Sie meinte, dass der von
der Feuerwehr der Stadt verwendete Löschschaum nicht hätte eingesetzt werden dürfen. Ein Ausbreiten
des Brands habe nicht mehr verhindert werden können. Vor Gericht hat die Frau gewonnen.

Die Entscheidung des Einsatzleiters der Feuerwehr, den fluorhaltigen Schaum zu verwenden, um
einen Übergriff des Feuers auf die benachbarte Lagerhalle zu verhindern, war laut Ansicht des Gerichts
ermessensfehlerhaft und damit amtspflichtwidrig. Damit hatte der Einsatzleiter fahrlässig gehandelt - und
jeder Grad von Fahrlässigkeit begründet die Haftung wegen einer Amtspflichtverletzung. Das gilt selbst
für die im Rahmen eines Noteinsatzes erfolgte öffentlich-rechtliche Gefahrenabwehr. Eine Herabsenkung
dieses Haftungsmaßstabs kam für den Bundesgerichtshof nicht infrage. Denn: Würde für die gesamte
öffentlich-rechtliche Gefahrenabwehr, soweit sie Notsituationen betrifft, ein reduzierter Haftungsmaßstab
gelten, wären große Bereiche staatlicher Tätigkeit von der Haftung für einfache Fahrlässigkeit 
ausgenommen.

Hinweis: Für die gesamte öffentlich-rechtliche Gefahrenabwehr, soweit sie Notsituationen betrifft,
gilt demnach kein reduzierter Haftungsmaßstab. Andernfalls wären bedeutende Bereiche staatlicher
Tätigkeit von der Haftung für einfache Fahrlässigkeit ausgenommen. Sämtliche Beteiligte sollten prüfen,
ob die Retter tatsächlich ausreichend versichert sind.
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Quelle: BGH, Urt. v. 14.06.2018 - III ZR 54/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Mietrecht

21.  Testament statt Teilungsanordnung: Erblassern steht eine ungleichmäßige Berücksichtigung
ihrer Kinder zu deren Nachteil zu

Weist ein Erblasser in seinem Testament bestimmte Vermögenswerte den einzelnen Erben zu, stellt
sich immer wieder die Frage, ob dies als Erbeinsetzung, als Vermächtnis oder als Teilungsanordnung zu
verstehen ist.

Eine verwitwete Frau erstellte ein notarielles Testament, in dem sie ihre drei Kinder zu gleichen
Teilen als Erben einsetzte. Kurz darauf verfasste sie noch ein privatschriftliches Testament, in dem sie das
notarielle Testament widerrief und genau ausführte, welche Grundstücke welches Kind bekommen solle
und dass das Barvermögen zu gleichen Teilen aufzuteilen sei. Zwei der Kinder - die Söhne - beantragten
nach dem Tod der Frau einen Erbschein, der sie als Erben zu jeweils ca. 42 % auswies, während das dritte
Kind - eine Tochter - ca. 16 % erhalten sollte. Dies ergab sich aus dem Wert der im privatschriftlichen
Testament zugedachten Grundstücke. Die Tochter wehrte sich dagegen und trug vor, dass das
privatschriftliche Testament nur als Teilungsanordnung zu verstehen sei, die Mutter alle drei Kinder gleich
bedenken wollte und dieser einfach nicht klar gewesen sei, dass die Zuweisung der einzelnen Grundstücke
zu einem erheblichen Wertunterschied führen würde.

Das Gericht sah das allerdings anders. Es führte aus, dass das notarielle Testament wirksam
widerrufen wurde und dass davon auszugehen ist, dass die Frau auch den Wert des größten vererbten
Grundstücks kannte, da sie es in der Vergangenheit hatte schätzen lassen. Nach Auffassung des Gerichts
lag auch keine Teilungsanordnung vor, da ein Wille, die Kinder ungeachtet der Zuordnung konkreter
Gegenstände weiterhin zu je einem Drittel als Erben einzusetzen, im privatschriftlichen Testament nicht
deutlich wird. Hätte die Frau das gewollt, hätte es nahegelegen, die Tochter beim Barvermögen
entsprechend stärker zu bedenken oder jedenfalls eine Pflicht zum Ausgleich unter den Geschwistern
ausdrücklich festzuhalten. Wenn ein Erblasser durch eine letztwillige Verfügung seine gesamten
Vermögensgegenstände einzeln und in unterschiedlichem Wert seinen Kindern zugewendet hat, ist zudem
regelmäßig von der Anordnung unterschiedlicher Erbquoten und nicht von der Anordnung von
Vorausvermächtnissen bei gleichen Erbquoten auszugehen.

Hinweis: Mit einer Teilungsanordnung kann ein Erblasser bestimmen, wie und an wen bestimmte
Nachlassgegenstände verteilt werden sollen. Die Teilungsanordnung verändert aber nicht die Erbquoten
der Erben. Erhält ein Miterbe aufgrund der Teilungsanordnung einen bestimmten Nachlassgegenstand,
dessen Wert höher ist als seine Erbquote, muss er den Mehrwert gegenüber seinen Miterben ausgleichen.
Eine "wertverschiebende" Teilungsanordnung gibt es also nicht. Soll ein Miterbe also bevorzugt werden,
kann der Erblasser ihm ein Vorausvermächtnis zuwenden, das er vor Teilung des Nachlasses erhält und
das den gesamten Nachlass somit im Wert verringert.

Quelle: OLG Stuttgart, Beschl. v. 11.06.2018 - 8 W 198/16

zum Thema: Erbrecht
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22.  Wechselbezügliche Verfügungen: Witwe darf nach dem Tod des Mannes trotz
gemeinschaftlichen Testaments ein eigenes errichten

Ein gemeinschaftliches Testament bindet die (Ehe-)Partner grundsätzlich auch nach dem Tod einer
der Partner, so dass der Längerlebende nicht mehr frei über das Vermögen verfügen kann. Dies gilt jedoch
nur für wechselbezügliche Verfügungen - also solche, von denen anzunehmen ist, dass die Verfügung des
einen nicht ohne die Verfügung des anderen getroffen worden wäre und nach dem Willen beider Erblasser
miteinander stehen und eben fallen sollen.

Ein Ehepaar hatte ein gemeinschaftliches Testament errichtet, in dem es sich gegenseitig zu Erben
einsetzte und regelte, dass "der Längerlebende berechtigt (ist), die Schlusserbfolge zu bestimmen". Nach
dem Tod ihres Mannes errichtete die Frau dann ein eigenes, entsprechend einseitiges Testament. Dessen
Wirksamkeit zweifelten die Erben jedoch an.

Das Gericht entschied, dass die Bindungswirkung wechselbezüglicher Verfügungen nicht zur
Aufhebung oder Minderung der Testierfähigkeit, sondern bloß zur Beschränkung der Testierfreiheit führt
und nicht die formelle Nichtigkeit späterer einseitiger Verfügungen zur Folge hat. Eine spätere einseitige
Verfügung ist nur insoweit unwirksam, als sie in Widerspruch zu einer wechselbezüglichen Verfügung
steht. Hier war die wechselbezügliche Verfügung jedoch durch den Tod des Ehemannes gegenstandslos
geworden, da er sie nicht mehr beerben konnte. Nach dem Tod ihres Ehemannes war die Frau somit nicht
mehr an ihre zu seinen Gunsten getroffene Erbeinsetzung aus dem gemeinschaftlichen Testament
gebunden und konnte ein eigenes Testament errichten.

Hinweis: In diesem Fall enthielt das gemeinschaftliche Testament nur Regelungen für den ersten
Erbfall, so dass der überlebende Ehegatte die Erbfolge nach dem Tod des Partners frei in einem neuen
Testament bestimmen konnte. Häufig enthalten solche Testamente jedoch auch Regelungen für die Zeit
nach dem Tod des zweiten Partners. Dann muss genau geprüft werden, inwieweit die Regelungen
wechselbezüglich sind und welchen Entscheidungsspielraum der Längerlebende dann noch hat.

Quelle: OLG Celle, Beschl. v. 26.02.2018 - 6 W 4/18

zum Thema: Erbrecht

23.  Zuwendungsverbot: Die Erbeinsetzung einer Pflegedienstmitarbeiterin in einem betreuten
Wohnheim ist unwirksam

Zum Schutz von Heimbewohnern ist in den entsprechenden Gesetzen der Bundesländer geregelt, dass
das Personal sowie die Leitung solcher Heime von Bewohnern kein Geld annehmen und insbesondere
auch keine Erbschaften bekommen dürfen. Dies soll verhindern, dass alte und pflegebedürftige Menschen,
die in einem Heim leben, in ihrer Hilf- und Arglosigkeit ausgenutzt werden. In manchen Bundesländern
erstreckt sich dieses Verbot auch auf ambulante Pflegedienste.

Eine vermögende Frau war kinderlos. In einem handschriftlichen Testament aus dem Jahr 2008 setzte
sie zunächst ihre langjährigen Nachbarn als Erben ein und erteilte diesen auch eine Generalvollmacht. Als
die Frau nach einem Schlaganfall im Krankenhaus und in Reha-Behandlung war, hoben die Nachbarn
größere Beträge ab und zahlten sie auf ein eigenes Konto ein. Danach kam die Frau in eine betreute
Wohngemeinschaft, wo ein Pflegedienst tätig war, der von einer früheren flüchtigen Bekannten der Mutter
der Frau gegründet worden war. Diese Bekannte setzte die Frau im Jahr 2010 zu ihrer Alleinerbin ein und
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widerrief damit das vorige Testament. In der Folgezeit stritten sich die Nachbarn und die Bekannte darum,
wer sich um die Frau kümmern sollte, und ließen diese unter Betreuung stellen. Ein Sachverständiger
untersuchte dazu auch den Geisteszustand der vermögenden Heimbewohnerin. In einem notariellen
Testament aus dem Jahr 2011 setzte die Frau schließlich die Bekannte erneut als Erbin ein.

Das Gericht stütze sich auf das Sachverständigengutachten und entschied, dass das notarielle
Testament aus dem Jahr 2011 nichtig ist, da die Frau zu diesem Zeitpunkt aufgrund ihrer
Demenzerkrankung bereits testierunfähig war. Das privatschriftliche Testament aus dem Jahr 2010 war
ebenfalls nichtig, weil es gegen das Zuwendungsverbot aus dem sogenannten Berliner
Wohnteilhabegesetz verstieß. Demnach darf sich das Personal in betreuten gemeinschaftlichen
Wohnformen kein Geld oder geldwerte Leistungen versprechen oder gewähren lassen. Das Gericht sah es
als erwiesen an, dass die Bekannte für den Pflegedienst in einer Leitungsfunktion tätig war, dass sie von
dem Testament gewusst hatte und dass die Erbeinsetzung aufgrund der besonderen Vertrauensstellung im
Heim und nicht aufgrund einer flüchtigen und mehr als 15 Jahre zurückliegenden Bekanntschaft erfolgte.
Die Erbeinsetzung der Nachbarn aus dem Jahr 2008 war durch dieses Testament jedoch wirksam
widerrufen worden, weil nicht das gesamte Testament, sondern nur die Erbeinsetzung der Bekannten
nichtig war. Somit galt die gesetzliche Erbfolge - und keiner der Beteiligten wurde zu Erben.

Hinweis: Vor der Föderalismusreform gab es ein für das gesamte Gebiet gültiges Heimgesetz, das
solche Fälle regelte. Die dazu ergangene Rechtsprechung gilt grundsätzlich nun auch für die
landesrechtlichen Regelungen weiter. Demnach ist eine Erbeinsetzung zulässig, wenn die einseitige
letztwillige Verfügung dem Begünstigten nicht mitgeteilt und gleichsam im Stillen angeordnet worden ist.
Bei fehlender Kenntnis des Bedachten ist das Testament stets wirksam. Das Verbot gilt außerdem dann
nicht, wenn der Vermögensvorteil mit den im Heimvertrag zugesagten Leistungen nichts zu tun hat. Für
dieses Verbot ausreichend ist es aber bereits, wenn der Vermögensvorteil auf Grundlage des durch die
Heimunterbringung bestehenden Vertrauensverhältnisses zugewendet wurde. Ein solcher Zusammenhang
wird daher stets bis zum Beweis des Gegenteils angenommen.

Quelle: KG, Beschl. v. 12.01.2018 - 6 W 13/17

Fundstelle: www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de

zum Thema: Erbrecht

24.  Sittenwidrigkeit eines Pflichtteilsverzichts: Für eine Übervorteilung bei einem
Pflichtteilsverzichtsvertrag müssen gewichtige Gründe sprechen

Die Vereinbarung eines Pflichtteilsverzichts ist ein beliebtes Mittel, um Vermögenswerte
zusammenzuhalten und nicht unter den Abkömmlingen zu zersplittern. Teilweise wird so ein Verzicht
jedoch bewusst zum Nachteil der Abkömmlinge geschlossen, um dabei ihre emotionale und finanzielle
Abhängigkeit gezielt auszunutzen.

Eine Frau vereinbarte im Alter von 20 Jahren mit ihren Eltern notariell einen Pflichtteilsverzicht. Im
Gegenzug erhielt sie im Zusammenhang mit ihrer Eheschließung am selben Tag ein Hausgrundstück und
eine vollständige Wohnungseinrichtung inklusive Wäscheausstattung. Sie war kurz vorher für volljährig
erklärt worden, was nach damals geltendem Recht erforderlich war, um heiraten zu können. Die Mutter
verstarb einige Jahre später, der Vater erst im Jahr 2016. Nach seinem Tod machte die Frau nun geltend,
dass der Pflichtteilsverzicht sittenwidrig war, weil sie damals von ihren Eltern zu diesen Schritten
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gedrängt wurde und aufgrund ihrer Jugend und Unerfahrenheit die Bedeutung des Verzichts nicht
verstanden habe.

Das Gericht wies darauf hin, dass ein Pflichtteilsverzichtsvertrag sittenwidrig sein kann, wenn das
fehlende Verständnis, das mangelnde Wissen oder die Unerfahrenheit des Verzichtenden bewusst
ausgenutzt werden oder sich eine objektive Unausgewogenheit aus der mit ihm zusammenhängenden
Gegenleistung ergibt. In diesem Fall sah das Gericht jedoch keine Anhaltspunkte dafür. Dass die Frau
auch insbesondere erstmals nach dem Tod des Vaters - und damit 46 Jahre nach dem Pflichtteilsverzicht -
und nicht etwa schon nach dem Tod der Mutter Jahre zuvor die Unwirksamkeit ihres Pflichtteilsverzichts
geltend gemacht hatte, sah das Gericht als ein gewichtiges Indiz dafür an, dass sie nicht in sittenwidriger
Weise zu dem Verzicht verleitet worden war.

Hinweis: Ein Pflichtteilsverzichtsvertrag kann - wie andere Verträge auch - noch zu Lebzeiten aller
Beteiligten wegen Irrtums, Täuschung oder Drohung angefochten werden. Nach dem Tod des Erblassers
kann dann nur noch vorgetragen werden, dass der Vertrag wegen Sittenwidrigkeit nichtig ist. Zum Schutz
vor übereilten Entscheidungen sollte ein solcher Verzichtsvertrag daher zwingend notariell beurkundet 
werden.

Quelle: LG Nürnberg-Fürth, Urt. v. 23.03.2018 - 6 O 6494/17

Fundstelle: www.gesetze-bayern.de

zum Thema: Erbrecht

25.  Grenzüberschreitender Nachlass: Entscheidungen in Erbsachen obliegen dem Staat des letzten
gewöhnlichen Aufenthaltsorts

Häufig haben erbrechtliche Angelegenheiten einen grenzüberschreitenden Bezug - etwa wenn der
Nachlass sich in verschiedenen Ländern befindet oder der Erblasser eine andere Staatsangehörigkeit hat,
aber in Deutschland lebt. Für die Regelung solcher Sachverhalte gibt es in den EU-Mitgliedstaaten die
Europäische Erbrechtsverordnung (EuErbVO). Die EuErbVO trifft dabei keine eigenen inhaltlichen
Regelungen, sie bestimmt nur, welche nationale Erbrechtrechtsordnung auf einen Erbfall mit
EU-Auslandsbezug zur Anwendung kommt.

Der Erblasser war französischer Staatsbürger, der in Frankreich lebte. Er hinterließ seinen beiden
Söhnen einen Nachlass, der sich sowohl in Frankreich als auch in Deutschland befand. Einer der Söhne
beantragte daraufhin beim Berliner Amtsgericht Schöneberg die Ausstellung eines auf die in Deutschland
befindlichen Nachlassgegenstände beschränkten Erbscheins. Das Gericht lehnte dies jedoch ab, da es der
Ansicht war, dass die Gerichte in Frankreich dafür zuständig seien, da der Erblasser eben dort seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hatte.

Der Fall landete beim Europäischen Gerichtshof, der entschied, dass die Zuständigkeitsregelung in
der EuErbVO für den gesamten Nachlass gilt - somit auch für solche Verfahren, die nicht zum Erlass einer
judiziellen Entscheidung führen. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz der Einheitlichkeit der Erbfolge und
entspricht dem Gedanken der EuErbVO von der Schaffung einer einheitlichen Regelung für Erbfälle mit
grenzüberschreitendem Bezug sowohl bei streitigen als auch bei außerstreitigen Verfahren.
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Hinweis: Die EuErbVO sieht vor, dass für Entscheidungen in Erbsachen für den gesamten Nachlass
die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig sind, in dessen Hoheitsgebiet der Erblasser im Zeitpunkt seines
Todes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. In der Rechtsprechung war jedoch bislang umstritten, ob der
Begriff "Entscheidungen" auch die Ausstellung nationaler Nachlasszeugnisse wie Erbscheine oder
Testamentsvollstreckerzeugnisse umfasst.

Quelle: EuGH, Urt. v. 21.06.2018 - C-20/17

Fundstelle: www.curia.europa.eu

zum Thema: Erbrecht

26.  Falsch gefaxt: Berufung geht an falsche Abteilung des Berufungsgerichts - und wahrt dennoch
die Frist

Fehler passieren immer wieder - auch im digitalen Zeitalter. Im folgenden Fall wurden Faxnummern
im PC hinterlegt, dabei aber vergessen, dass der Empfänger auch über mehrere Faxanschlüsse verfügen
könnte, was dann natürlich auch prompt der Fall war. Mit welchen Folgen, zeigt dieser Fall des
Bundesgerichtshofs (BGH).

Ein Rechtsanwalt wollte gegen ein Urteil eine Berufung einlegen, die von Natur aus natürlich an
Fristen gebunden ist. Kurz vor Fristablauf schickte der Rechtsanwalt ein entsprechendes Fax an das
betreffende Gericht. Dabei verwendete er allerdings die Faxnummer der Referendarabteilung. Nun ging es
um die Frage, ob das Fax rechtzeitig angekommen war. Und der BGH urteilte hier für den allgemeinen
Sachverstand durchaus überraschend.

Für die Rechtzeitigkeit des Eingangs der Berufung ist allein entscheidend, dass das Schriftstück
innerhalb der Frist tatsächlich in den Verfügungsbereich des zuständigen Gerichts gebracht worden ist und
damit nicht mehr dem Zugriff des Absenders unterliegt. Deshalb war die Berufungsschrift mit dem
Eingang auf dem der Referendarabteilung zugeordneten Faxgerät dem Berufungsgericht tatsächlich
fristgemäß zugegangen. Denn die Mitarbeiter der Referendarabteilung stellen nur eine andere
Geschäftsstelle desselben Berufungsgerichts dar.

Hinweis: Auch ein Fax an die Referendarabteilung des Gerichts kann eine Frist wahren. Und das gilt
natürlich nicht nur für eine Berufung, sondern auch für jede andere beim Gericht zu wahrende Frist.
Dennoch sollte bei wichtigen Dingen die Sorgfalt immer Vorrang haben. 
  
  

Quelle: BGH, Urt. v. 06.06.2018 - IV ZB 10/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Sonstiges
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27.  Nach erfolgter Aufklärung: Entfernt sich ein Patient aus der laufenden Behandlung, haftet er
bei Folgeschäden allein

Sie sollten während einer laufenden Behandlung das Krankenhaus besser nicht einfach so verlassen.
Das kann nämlich durchaus nach hinten losgehen, wie dieser Fall zeigt.

Ein Mann hatte starke Schmerzen in der Hüfte und begab sich in eine Klinik. Dort erhielt er eine
Spritze in das linke Hüftgelenk. Kurz danach hatte er neurologische Ausfälle im linken Bein. Nach einer
Wartezeit von zwei Stunden verließ er dann einfach die Klinik, ohne nochmals einen Arzt gesprochen zu
haben. Es kam, wie es kommen musste: Der Mann stürzte nach der Autofahrt, brach sich den linken
Außenknöchel und musste mehrfach operiert werden. Schließlich legte der Mann eine Klage ein und
wollte 50.000 EUR von der Klinik erhalten. Er meinte, nicht ordnungsgemäß aufgeklärt worden zu sein.
Das sahen die Richter allerdings anders.

Die therapeutische Aufklärung soll den Heilerfolg gewährleisten und einen Schaden abwenden, der
dem Patienten durch falsches Verhalten nach der Behandlung entstehen kann. Hier war der Mann korrekt
behandelt worden und eine fehlerhafte therapeutische Aufklärung hätte er beweisen müssen - was ihm
nicht gelungen war. Nach der Dokumentation der Klinik war ihm sogar ausdrücklich mitgeteilt worden,
dass er sich nach Ablauf der zweistündigen Wartezeit erneut zur ärztlichen Kontrolle vorstellen sollte.
Außerdem konnte er nicht nachweisen, dass sein Sturz ca. dreieinhalb Stunden nach der Injektion noch auf
die Wirkung der Spritze zurückzuführen war.

Hinweis: Der Patient hat demnach eine fehlerhafte Aufklärung zu beweisen. Und gegen ärztlichen
Rat das Krankenhaus zu verlassen, ist wohl nie eine gute Idee.

Quelle: OLG Hamm, Urt. v. 23.03.2018 - 26 U 125/17

Fundstelle: www.olg-hamm.nrw.de

zum Thema: Sonstiges

28.  Visum vergessen: Fehlende Einreisedokumente können einen Urlaub teurer machen als 
erwartet

Wenn Sie eine Flugreise buchen, sollten Sie an alle Unterlagen denken. Sonst kann es schon einmal
teuer werden, wie der folgende Fall beweist.

Ein Mann buchte bei einer Fluggesellschaft eine Reise nach Indien. Da er bei seiner Ankunft in
Indien nicht über das für die Einreise erforderliche Visum verfügte, verhängten die indischen Behörden
gegen das Luftfahrtunternehmen ein Bußgeld über 1.400 EUR. Diesen Betrag wollte die Fluggesellschaft
natürlich dann von dem Mann zurückerhalten und erhob Klage. Der Bundesgerichtshof (BGH) sah die
Angelegenheit jedoch nicht ganz so einfach und etwas differenzierter. Er verwies den Rechtsstreit an die
Vorinstanz zurück.

Einen Reisenden trifft zwar stets die vertragliche Nebenpflicht, seinen Flug nicht ohne die für eine
Einreise erforderlichen Dokumente, insbesondere nicht ohne das erforderliche Visum, anzutreten.
Allerdings könnte auch das Luftverkehrsunternehmen ein Mitverschulden treffen. Denn es hätte im
eigenen Interesse vor dem Abflug in geeigneter Weise prüfen können, ob sich der Mann auch im Besitz
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der notwendigen Dokumente befindet. Das war hier jedoch nicht geschehen.

Hinweis: Der BGH hat also klargestellt, dass der Fluggast grundsätzlich zur Erstattung eines einer
Fluggesellschaft wegen eines fehlenden Visums auferlegten Bußgelds verpflichtet sein kann. Doch die
Frage des Mitverschuldens der Airline ist noch nicht abschließend geklärt.

Quelle: BGH, Urt. v. 15.05.2018 - 1 StR 159/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Sonstiges

29.  Frau war noch "Ehemann": Formale Gründe dürfen dem Rentenerhalt nach einer
Geschlechtsumwandlung nicht entgegenstehen

Durch die Anerkennung eines Geschlechterwechsels sind bei weitem noch nicht alle Probleme der
Betroffenen gelöst. Im Gegenteil. Wie sehr sich Gerichte mit den Folgen befassen müssen, zeigt der
folgende Fall aus Großbritannien, der vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) landete.

In Großbritannien liegt das Rentenalter für vor dem 06.04.1950 geborene Frauen bei 60 Jahren, das
für vor dem 06.12.1953 geborene Männer bei 65 Jahren. Ein als Mann geborener Engländer heiratete 1974
und begann dann im Jahr 1991, als Frau zu leben. Im Jahr 1995 unterzog sich der Mann schließlich einer
Geschlechtsumwandlung - und korrekterweise wechseln auch wir hier das Pronomen. Die Frau verfügt
nun über keine vollständige Bescheinigung über die Geschlechtsumwandlung, die nach der nationalen
Regelung nur nach Ungültigerklärung ihrer Ehe ausgestellt worden wäre. Die Eheleute wollten jedoch aus
religiösen Gründen noch verheiratet bleiben. Im Jahr 2008 wurde die Frau dann 60 Jahre alt und stellte
daher einen Antrag auf Erhalt der staatlichen Ruhestandsrente. Dieser Antrag wurde mit der Begründung
abgelehnt, dass sie mangels einer vollständigen Bescheinigung über die Anerkennung ihrer
Geschlechtsumwandlung in Bezug auf das Rentenalter nicht als Frau behandelt werden könne. Doch laut
EuGH war das europarechtswidrig.

Eine Person, die sich einer Geschlechtsumwandlung unterzogen hat, darf nicht gezwungen sein, ihre
zuvor geschlossene Ehe für ungültig erklären zu lassen, wenn sie eine Ruhestandsrente ab dem für
Angehörige des erworbenen Geschlechts geltenden Alter in Anspruch nehmen möchte. Eine solche
Voraussetzung stellt eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts dar.

Hinweis: Es stellt also eine Diskriminierung wegen des Geschlechts dar, wenn jemand, der eine
Geschlechtsumwandlung hat durchführen lassen, aus bestimmten formalen Gründen dann die (hier
frühzeitige) Rente des neuen Geschlechts nicht erhält. Ein spannender Fall. Es ist aber auch so, dass dieses
Urteil sicherlich nur für Großbritannien gilt und sich dort die Gesetzeslage mittlerweile geändert hat.

Quelle: EuGH, Urt. v. 26.06.2018 - C-451/16

Fundstelle: www.curia.europa.eu

zum Thema: Sonstiges
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30.  Sachmangelgewährleistungsrecht: Wer bei mangelhafter Ware eine Minderung akzeptiert,
kann dann nicht mehr vom Vertrag zurücktreten

Dass man sich beim Kauf einer mangelhaften Sache überlegen sollte, welche Rechte man genau
durchsetzen möchte, zeigt der folgende Fall, der vom Bundesgerichtshof (BGH) zu entscheiden war.

Eine Leasinggesellschaft hatte für knapp 100.000 EUR ein Fahrzeug der Oberklasse gekauft. Der
Wagen hatte aber Mängel und war bereits insgesamt siebenmal in der Werkstatt. Die Leasinggesellschaft
war der Auffassung, dass sämtliche aufgetretenen Mängel auf herstellungsbedingte Qualitätsmängel
zurückzuführen seien, und erklärte die Minderung des Kaufpreises um 20 %. Zudem gab es noch weitere
Mängel, so dass die Leasinggesellschaft schließlich nicht mehr nur die Minderung, sondern nunmehr die
Rückabwicklung des gesamten Vertrags forderte. Das machte der BGH aber nicht mit.

Es ist einem Käufer verwehrt, im Anschluss an eine von ihm gegenüber dem Verkäufer bereits
wirksam erklärte Minderung des Kaufpreises unter Berufung auf denselben Mangel anstelle der
Minderung großen Schadensersatz und damit die Rückabwicklung des Kaufvertrags zu verlangen. Das
Sachmangelgewährleistungsrecht verlangt dem Käufer einer mangelhaften Sache die Entscheidung ab, ob
er den Vertrag weitergelten lassen oder ob er sich von diesem lösen will.

Hinweis: Der Käufer darf also nicht im Anschluss an eine von ihm bereits erklärte Minderung des
Kaufpreises unter Berufung auf denselben Mangel ein anderes Gewährleistungsrecht verlangen, wie
beispielsweise die Rückabwicklung des Kaufvertrags.

Quelle: BGH, Urt. v. 09.05.2018 - VIII ZR 26/17

Fundstelle: www.bundesgerichtshof.de

zum Thema: Sonstiges
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